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Bundeswehrbeschaffungsbeschleunigungsgesetz und 

Vergabe-beschleunigungsgesetz: Streichung der aufschie-

benden Wirkung der sofortigen Beschwerde möglicher-

weise verfassungswidrig  

OLG Düsseldorf, Beschluss vom 22.05.2026, VII-Verg 

6/26 

Ein in einem Vergabeverfahren der Bundeswehr gestellter 

Nachprüfungsantrag wird von der VK Bund zurückgewie-

sen. Gegen die Zurückweisung wendet sich die Antragstel-

lerin mittels sofortiger Beschwerde an das OLG Düsseldorf.  

Danach tritt das neu gefasste Bundeswehrbeschaffungs-

beschleunigungsgesetz (BwBBG) in Kraft. Gem. § 16 

Abs. 1 BwBBG hat die sofortige Beschwerde bei Bundes-

wehrbeschaffungen keine aufschiebende Wirkung mehr. 

Gem. § 19 BwBBG sind von der Regelung auch begonnene, 

aber nicht abgeschlossene Verfahren erfasst. Der öffentli-

che Auftraggeber beruft sich auf das neue Recht und erteilt 

kurz nach Inkrafttreten den Zuschlag, der nach altem 

Recht aufgrund der aufschiebenden Wirkung der soforti-

gen Beschwerde unzulässig gewesen wäre (§ 173 Abs. 1 

GWB). Das OLG Düsseldorf ordnet am nächsten Tag vor-

sorglich und vorläufig die Verlängerung der aufschieben-

den Wirkung bis zur abschließenden Entscheidung über 

den Antrag an. Der Vergabesenat ist der Ansicht, dass § 16 

Abs. 1 BwBBG verfassungswidrig sei, da die Regelung ge-

gen die Garantie des effektiven Rechtsschutzes nach Art. 

19 Abs. 4 S. 1 GG verstoße, jedenfalls aber gegen den all-

gemeinen Justizgewähranspruch nach Art. 20 Abs. 3 GG. 

Er legt die Frage daher dem Bundesverfassungsgericht vor. 

Das OLG stellt sich gegen das BVerfG, Beschluss vom 

13.06.2006, 1 BvR 1160/03. Gegenstand des Verfahrens 

war die unterschiedliche Gestaltung der Rechtsschutzmög-

lichkeiten in Oberschwellenvergaberecht einerseits und 

Unterschwellenvergaberecht andererseits. Das Bundes-

verfassungsgericht hatte hier ausgeführt, dass der Staat 

bei Vergabeentscheidungen nicht auf seine übergeordnete 

öffentliche Rechtsmacht zurückgreife, woraus abgeleitet 

werden könnte, dass die Einführung des BwBBG den 

Schutzbereich von Art. 19 Abs. 4 GG nicht berührt. Auch 

einen Verstoß gegen Art. 20 Abs. 3 GG nahm das BVerfG in 

dieser Entscheidung nicht an – es läge im Hinblick auf 

Vergabeentscheidungen im gesetzgeberischen Gestal-

tungsspielraum, das Interesse des Auftraggebers an einer 

zügigen Ausführung der Maßnahmen und das des erfolg-

reichen Bewerbers an alsbaldiger Rechtssicherheit dem In-

teresse des erfolglosen Bieters an Primärrechtsschutz vor-

zuziehen.  

Das OLG führt aus, dass es den Schutzbereich von Art. 19 

Abs. 4 GG für berührt hält. Ein Über-Unterordnungsverhält-

nis sei dafür nicht erforderlich. Es erschließe sich nicht, 

weshalb die Einhaltung von Regeln, die sich der Staat 

selbst als Beschaffer gegeben habe, nicht eingefordert und 

deren Verletzung nicht abgewehrt werden können solle. 

Das OLG zitiert auch BVerfG, Beschluss vom 29.07.2004, 

2 BvR 2248/03, in dem Art. 19 Abs. 4 GG ohne Weiteres 

auf eine Gerichtsentscheidung im Oberschwellenvergabe-

recht angewendet wird.   

Die Verletzung von Art. 19 Abs. 4 GG und des Justizgewäh-

rungsanspruchs (Art. 20 Abs. 3 GG) begründete der Senat 

damit, dass diese auf effektiven Primärrechtsschutz ge-

richtet seien. BVerfG, Beschluss vom 13.06.2006, 1 BvR 

1160/03 drehe sich nur um den Primärrechtsschutz im 

Unterschwellenvergaberecht. Das OLG verweist darauf, 

dass es trotz dieser Entscheidung im Unterschwellenverga-

berecht noch einstweiligen Primärrechtsschutz geben 

kann (mittels § 935 ZPO oder § 80 Abs. 5 VwGO), während 

diese Mittel im Oberschwellenvergaberecht ausgeschlos-

sen sind (durch § 156 Abs. 2 GWB). Fällt die Möglichkeit 

der Verlängerung der aufschiebenden Wirkung im Rahmen 

der sofortigen Beschwerde weg, bleibt der Zuschlag effek-

tiv nur bis zur Vergabekammerentscheidung verhindert – 
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da die Vergabekammer nach deutscher Auffassung kein 

Gericht ist, gibt es dann keinen effektiven gerichtlichen Pri-

märrechtsschutz mehr.  

Diese Einschränkung sei unverhältnismäßig. Zwar könne 

die Regelung durchaus zu einer Zeitersparnis führen, wie 

das OLG mittels einer Darstellung aller 12 in den letzten 

drei Jahren von ihm selbst als zuständiges OLG für Bundes-

wehrbeschaffungen behandelten sofortigen Beschwerden 

erläutert. Der Gesetzgeber habe jedoch die für die Verhält-

nismäßigkeit notwendige Alternativenprüfung nicht vorge-

nommen, beispielsweise die Schaffung neuer Richterstel-

len sowie die Anpassung verschiedener prozessualer 

Regelungen nicht geprüft.  

Ob die Neuregelung mit europäischem Recht vereinbar sei, 

sei für die Vereinbarkeit mit dem Grundgesetz ohne Be-

lang.  

PRAXISHINWEIS:  

Die Vorlage ist brisant, weil der Gesetzgeber die aufschie-

bende Wirkung einer sofortigen Beschwerde ab dem 

01.07.2026 durch das Vergabebeschleunigungsgesetz in 

allen Nachprüfungsverfahren abschafft und somit weit 

mehr Verfahren betroffen sind als die ca. vier sofortigen 

Beschwerden pro Jahr, die sich gegen die Bundeswehr 

richten.  

Eine stattgebende Entscheidung des BVerfG müsste erläu-

tern, warum der Fall anders liegt als BVerfG, Beschluss 

vom 13.06.2006, 1 BvR 1160/03. Der Umstand, dass es 

um Oberschwellenvergaberecht geht und deswegen neben 

Art. 20 Abs. 3 GG auch Art. 19 Abs. 4 S. GG anwendbar ist, 

könnte entscheidend sein. Neben dem OLG Düsseldorf 

vertreten diesen Standpunkt auch Burgi und der Deutsche 

Anwaltsverein. BVerfG, Beschluss vom 29.07.2004, 2 BvR 

2248/03 nahm für das Oberschwellenbereich an, dass ein 

OLG, das Anforderungen an die Antragsbefugnis über-

spannt, Bieter in ihrem Recht aus Art. 19 Abs. 4 S. 1 GG 

verletzt. Ein Gesetzgeber, der die Rechtschutzmöglichkeit, 

die zu dieser Antragsbefugnis gehört, völlig abschafft, ver-

letzt das Grundrecht gegebenenfalls erst recht.   

Dass das OLG eine Vorlage an den EuGH nicht erwägt, die 

im Falle einer angenommenen Unionsrechtswidrigkeit der 

konkreten Normenkontrolle beim BVerfG vorzuziehen wäre 

(Dürig/Herzog/Scholz/Dederer, 109. EL Januar 2026, GG 

Art. 100 Rn. 52), ist insofern erstaunlich, als dass diese 

Unionsrechtswidrigkeit u. a. vom Deutschen Anwaltsverein 

behauptet wird. Vor dem Hintergrund der eigenen Recht-

sprechung des EuGH erscheint es jedoch nicht wahr-

scheinlich, dass dieser einen Verstoß gegen die Rechtsmit-

telrichtlinie 2007/66/EU annehmen würde. Durch Art. 2 

Abs. 9 RL 2007/66/EU werden die Mitgliedsstaaten ver-

pflichtet, eine Überprüfung durch ein Gericht im Sinne von 

Art. 267 AEUV vorzusehen. Der EuGH hat bereits entschie-

den, dass der Gerichtsbegriff in Art. 267 AEUV unionsauto-

nom auszulegen ist und dass Vergabekammern dazu zäh-

len (EuGH, Urteil vom 18.09.2014, Rs. C-549/13). Es 

erscheint nicht wahrscheinlich, dass der EuGH dann im 

Rahmen der Auslegung der Rechtsmittelrichtlinie, die ex-

plizit auf Art. 267 AEUV verweist, wieder auf nationale Ver-

ständnisse des Begriffs „Gericht“ rekurrieren würde.  

Sofortige Beschwerde bei ausbleibender Entscheidung - 

Preisprüfung 

OLG Frankfurt, Beschluss vom 22.01.2026, 11 Verg 6/25 

Die Antragsgegnerin plant die Errichtung eines Feuerwehr-

hauptstützpunktes. Dafür schreibt sie am 04.02.2025 die 

Lieferung und den Einbau eines Pumpenprüfstandes und 

einer Schlauchpflegeeinrichtung im offenen Verfahren 

aus.  

Die Ausschreibung ist in zwei Lose aufgeteilt. Auf das Los 

1 bewerben sich nur die Antragstellerin und die Beigela-

dene. Die Beigeladene bewirbt sich außerdem auch auf 

das Los 2. Weitere Angebote gehen für Los 2 nicht ein. Für 

das Los 1 gibt die Antragstellerin ein Angebot i. H. v. 

194.202,95 EUR und die Beigeladene ein Angebot i. H. v. 

83.181,00 EUR ab. Die Auftragswertschätzung für das Los 

1 lag bei 85.126,65 EUR. 

Nach Angebotsöffnung teilt die Antragstellerin der Antrags-

gegnerin ihre Auffassung mit, dass das Angebot der Beige-

ladenen zu Los 1 nicht auskömmlich und eine Preisprü-

fung erforderlich sei. Außerdem läge der Angebotspreis der 

Beigeladenen für das Los 2 deutlich über dem Marktpreis, 

was für die Annahme einer Mischkalkulation spräche. Am 

08.04.2025 teilt die Antragsgegnerin der Antragsstellerin 

nach § 134 GWB mit, dass sie beabsichtige, der Beigela-

https://www.bundestag.de/resource/blob/1121886/Stellungnahme_Dr_Martin_Burgi_Ludwig-Maximilians-Uni.pdf
https://anwaltverein.de/newsroom/sn-41-25-beschleunigung-vergabe-oeffentlicher-auftraege?file=files/media/news/replicator/stellungnahmen/dav-sn-41-25-vergabebeschleunigungsgesetz.pdf
https://anwaltverein.de/newsroom/sn-41-25-beschleunigung-vergabe-oeffentlicher-auftraege?file=files/media/news/replicator/stellungnahmen/dav-sn-41-25-vergabebeschleunigungsgesetz.pdf
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denen den Zuschlag zu erteilen. Die Antragstellerin rügt zu-

nächst und stellt dann am 15.04.2025 den Nachprüfungs-

antrag.  

Die Vergabekammer entscheidet erst am 21.11.2025, 

nach dem die von ihr selbst verlängerte Entscheidungsfrist 

lange ausgelaufen war. Die Antragstellerin hatte am Tag 

zuvor schon wegen des Ausbleibens der Entscheidung so-

fortige Beschwerde eingelegt (zulässig nach § 172 Abs. 2 

GWB).  

Das OLG stellt klar, dass die verspätete Vergabekammer-

entscheidung für das Verfahren unbeachtlich ist. Entschei-

det die Vergabekammer nicht innerhalb der (von ihr selbst 

verlängerbaren) Entscheidungsfrist nach § 167 Abs. 1 

GWB, gilt der Antrag als abgelehnt, wenn der Antragsteller 

nicht innerhalb der Notfrist des § 172 Abs. 2 GWB sofortige 

Beschwerde einlegt. Erfolgt dies, verliert die Vergabekam-

mer ihre Entscheidungskompetenz.  

Die Antragstellerin hatte sich gegen den Zuschlag in bei-

den Losen gewendet, wohl unter der Annahme, nur so ge-

gen eine vermutete Mischkalkulation vorgehen zu können. 

Das OLG stellt zunächst dar, dass es den Antrag nicht in 

einen beschränkten Antrag umdeuten kann und lehnt ihn 

dann hinsichtlich Los 2 als unzulässig ab. Die Antragstelle-

rin hatte keine Antragsbefugnis, war wirtschaftlich nicht an 

dem Ausgang in Los 2 interessiert, hatte kein Angebot 

hierzu abgegeben und wäre dazu auch nicht in der Lage 

gewesen.  

Hinsichtlich des Loses 1 sei der Antrag unbegründet. Es sei 

nicht festzustellen, dass die Antragstellerin durch eine feh-

lerhafte bzw. unzureichende Preisaufklärung der Antrags-

gegnerin in ihren Rechten nach § 97 Abs. 6 GWB verletzt 

sei. 

Das OLG bestätigt, dass eine Pflicht zur Preisaufklärung 

bestanden hat. Diese könne sich aus dem Preis- und Kos-

tenabstand zu den Konkurrenzangeboten, aber auch aus 

Erfahrungswerten ergeben. Regelmäßig verpflichte ein 

Preisabstand zwischen dem günstigsten Angebot und dem 

nächstplatzierten Bieter oder der eigenen Kostenschät-

zung von mindestens 20 % zur Preisaufklärung (Aufgreif-

schwelle). Auch wenn das günstigste Angebot nur 2 % un-

terhalb der Kostenschätzung lag, war der öffentliche 

Auftraggeber hier aufgrund des Abstands zum nächstbes-

ten Angebot von 130 % zur Preisaufklärung verpflichtet.   

Dieser Pflicht ist die Antragsgegnerin jedoch vollumfäng-

lich gerecht geworden. Dabei prüft das OLG nur, ob die Ent-

scheidung des Auftraggebers auf Grundlage eines zutref-

fenden sowie hinreichend ermittelten Sachverhalts und 

einer gesicherten Erkenntnisgrundlage nachvollziehbar 

und vertretbar erfolgten. Aufgrund des bestehenden Beur-

teilungsspielraums des Auftraggebers wiederholt das OLG 

die Preisprüfung nicht selbst.  

Die Antragsgegnerin habe vertretbar angenommen, dass 

in keinem der beiden Lose Unterkostenangebote abgege-

ben wurden. Das ergab bereits der Vergleich mit der eige-

nen Kostenschätzung, die aktuell war und zu deren Erstel-

lung der öffentliche Auftraggeber eine Fachplanerin zu 

Rate gezogen hatte. Außerdem hatte die Antragsgegnerin 

auch die Kalkulationsgrundlagen der Beigeladenen ge-

prüft, woraus sich ebenfalls keine Auffälligkeiten, insbe-

sondere keine Hinweise auf Auf- und Abpreisung zwischen 

den Losen, ergaben.  

Von der Antragstellerin aufgeführte Indizien konnten hin-

gegen nicht überzeugen. Sie hatte auf Preise der Beigela-

denen in vorherigen Ausschreibungen verwiesen, jedoch 

nicht dargelegt, inwieweit die Gegenstände dieser Aus-

schreibung mit dem Gegenstand der streitgegenständli-

chen Ausschreibung vergleichbar gewesen sind.  

Die Antragstellerin erhielt keine Akteneinsicht. Eine Akten-

einsicht in die Unterlagen zur Preisaufklärung hätte Ein-

blick in die Preisgestaltung und Kalkulation eines Konkur-

renten beinhaltet und sei deswegen nach § 165 Abs. 2 

Alte. 2 GWB i. V. m. § 2 Nr. 1 GeschGehG nicht möglich. 

Der Antrag auf darüberhinausgehende Akteneinsicht sei 

letztlich nur mit dem Ausforschungsinteresse begründet 

und deswegen erfolglos. 

PRAXISHINWEIS:  

Die Entscheidung zeigt die Relevanz einer sorgfältigen Kos-

tenschätzung. Nicht nur konnte sie im Rahmen der Preis-

aufklärung herangezogen werden. Hätte die Beigeladene 

nicht angeboten und wäre das unwirtschaftliche Angebot 

der Antragstellerin das günstigste gewesen, müsste zur Be-

gründung der Aufhebung einer Ausschreibung nach § 17 



 

                                                                                                                                                                                                                     Seite 4/11 

Abs. 1 EU VOB/A ebenfalls die Kostenschätzung herange-

zogen werden.  

Freiwillige Ex-Ante-Bekanntmachung nützt nichts, wenn 

Sachverhalt nicht vollständig ermittelt wurde 

OLG Dresden, Beschluss vom 28.08.2025, Verg 1/25 

Ein Krankenhaus muss ein Softwaresystem zur Zeiterfas-

sung und Personaleinsatzplanung beschaffen. Im Rahmen 

einer freiwilligen Ex-Ante-Bekanntmachung, veröffentlicht 

am 18.06.2024, teilt es mit, dass es vorhat, einen Vertrag 

mit einem bestimmten Unternehmen abzuschließen, da 

aus Gründen der Kompatibilität mit dem sonstigen Kran-

kenhausinformationssystem nur dieses „sinnvollerweise“ 

in Betracht käme. Nur dieses Unternehmen habe einen 

sog. „Endorsed Partner Status“ vom Hersteller des sonsti-

gen Krankenhausinformationssystems, sodass eine etab-

lierte und erprobte Anbindung „out of the box“ zur Verfü-

gung stehe. Am 28.06.2024 schließt das Krankenaus mit 

diesem Unternehmen den entsprechenden Vertrag. Da-

nach erfolgt keine weitere Bekanntmachung im EU-

Amtsblatt, sodass der Auftrag nur im Rahmen der Ex-Ante-

Bekanntmachung im EU-Amtsblatt publiziert wird.  

Am 25.11.2024 rügt ein Konkurrent. Die Voraussetzungen 

eines Verhandlungsverfahrens ohne Teilnahmewettbe-

werb lägen nicht vor. Das Krankenhaus weist die Rüge am 

26.11.2024 zurück, weil sie zu spät erfolgt sei. Am 

06.12.2024 stellt der Konkurrent den Nachprüfungsan-

trag. 

Die Vergabekammer entscheidet zugunsten des Konkur-

renten, die Entscheidung wird nach sofortiger Beschwerde 

vollumfänglich vom 0LG Dresden bestätigt. Beide Instan-

zen stellen fest, dass der Vertrag vom 28.06.2024 unwirk-

sam ist und geben dem Krankenhaus auf, bei Fortbeste-

hen der Beschaffungsabsicht den Auftrag unter Beachtung 

der Rechtsauffassung der Vergabekammer neu zu verge-

ben.  

Der Nachprüfungsantrag wurde nicht zu spät gestellt. Es 

gälte die Sechsmonatsfrist aus § 135 Abs. 2 Satz 1 Hs. 2 

GWB. Nicht einschlägig sei die Frist von 30 Tagen aus 

§ 135 Abs. 2 Satz 2 GWB. Diese sei nur bei Bekanntma-

chungen von Auftragsvergaben (also Ex-Post-Bekanntma-

chungen), nicht bei Bekanntmachungen von Absichten zur 

Auftragsvergabe (also Ex-Ante-Bekanntmachungen) ein-

schlägig. Eine Rüge ist für Anträge auf Feststellung einer 

Unwirksamkeit des Vertrags wegen unerlaubt fehlender 

Bekanntmachung im EU-Amtsblatt schon nicht erforderlich 

(§ 160 Abs. 3 Satz 2 GWB), sodass es unerheblich sei, ob 

und wann sie erfolgt sei. Ob das so bis zum Fristablauf be-

stehende Recht auf Beantragung der Nachprüfung vor 

Fristablauf verwirkt werden kann, hat das OLG offengelas-

sen. Zumindest im entschiedenen Fall, in dem der Konkur-

rent erst nach der Rüge erfahren hat, dass der Vertrags-

schluss nicht nur beabsichtigt, sondern auch vollzogen 

wurde, gäbe es keinen Anlass, eine Verwirkung anzuneh-

men.  

Der Feststellung der Unwirksamkeit stünde nicht entge-

gen, dass eine Ex-Ante-Bekanntmachung erfolgt sei. Eine 

Ex-Ante-Bekanntmachung kann die Unwirksamkeitsfolge 

bei unerlaubt nicht bekanntgemachten Aufträgen verhin-

dern, wenn die Voraussetzungen des § 135 Abs. 3 GWB 

vorliegen. U. a. setzt dies voraus, dass der öffentliche Auf-

traggeber selbst von einem zulässigen Vorgehen ausgeht. 

Dies könne nur gegeben sein, wenn eine vollständige und 

zutreffende Sachverhaltsermittlung stattgefunden habe 

und die aus ihr gezogenen Schlussfolgerungen zumindest 

vertretbar seien. Beruft sich der öffentliche Auftraggeber, 

wie hier, auf das Vorliegen eines technischen Alleinstel-

lungsmerkmals, erfordere die vollständige Sachverhaltser-

mittlung regelmäßig eine Markterkundung auf europäi-

scher Ebene. Sind oder werden dem öffentlichen 

Auftraggeber Unternehmen bekannt, welche die Fähigkeit 

zur Leistungserbringung haben könnten, müsste diesen 

Unternehmen eine Möglichkeit gegeben werden, ihre Fä-

higkeit zur konkreten Leistungserbringung selbst einzu-

schätzen. Dass eine hinreichende Sachverhaltsermittlung 

erfolgt ist, habe der öffentliche Auftraggeber, der sich auf 

die Ausnahme beruft, zu beweisen.  

Eine solche Sachverhaltsermittlung hatte das Kranken-

haus nicht vorgenommen. Es hatte lediglich bei anderen 

Kliniken Informationen eingeholt. Dabei hatte das Kran-

kenhaus sich jedoch auf eine Lösung, die für die ca. 400 

Ärztinnen und Ärzte eingesetzt werden könnte, kon-

zentriert – die letztlich beschaffte Lösung wurde von allen 

4.000 Mitarbeitenden eingesetzt. Außerdem ergaben sich 
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aus den eingeholten Informationen Hinweise auf weitere 

Anbieter, die das Krankenhaus ignorierte.  

Ohnehin läge ein technisches Alleinstellungsmerkmal des 

ursprünglichen Vertragspartners im Sinne von § 14 Abs. 4 

Nr. 2b VgV nicht vor. Es sei unstreitig, dass auch das Sys-

tem des Konkurrenten an das Krankenhausinformations-

system angeschlossen werden könne. Auch in der Ex-Ante-

Bekanntmachung und in der internen Vergabedokumenta-

tion habe das Krankenhaus lediglich begründet, warum die 

Anbindung des ursprünglichen Vertragspartners sinnvoll 

sei, nicht, warum es die einzige mögliche Option sei.   

PRAXISHINWEIS:  

Die Entscheidung reiht sich nahtlos in bisherige Rechtspre-

chung zum technischen Alleinstellungsmerkmal und zur 

Ex-Ante-Bekanntmachung ein und bestätigt somit die fort-

währende Geltung der hier formulierten Grundsätze. Eine 

Ex-Ante-Bekanntmachung ist kein Freifahrtschein; ohne 

sorgfältige Sachverhaltsermittlungen reduziert sie nicht 

einmal das Risiko, dass eine Unwirksamkeit des geschlos-

senen Vertrags festgestellt werden könnte. 

Kommt der öffentliche Auftraggeber nach einer sorgfälti-

gen Markterkundung zu dem Schluss, dass mehrere Lö-

sungsmöglichkeiten umsetzbar wären, allerdings nur eine 

„vernünftig“ ist, empfiehlt es sich meistens dennoch eine 

Ausschreibung im offenen Verfahren durchzuführen. In 

diesem Rahmen können die Gründe, aus denen angenom-

men wird, dass nur eine Lösung vernünftig denkbar ist, in 

objektive, nicht-diskriminierende Mindestanforderungen 

an die Leistung und an die Eignung, ggf. auch in Zuschlags-

kriterien, übersetzt werden. Dieses Vergabeverfahren ver-

schafft Rechtssicherheit, indem es die ursprüngliche Ver-

mutung des öffentlichen Auftraggebers bestätigt oder 

widerlegt. Die Vermutung, ein Verhandlungsverfahren 

ohne Teilnahmewettbewerb mit nur einem Teilnehmer 

könnte Zeit sparen, ist schnell relativiert, wenn man sich 

vor Augen führt, dass das Krankenhaus hier über ein Jahr 

nach dem ursprünglichen Vertragsschluss noch einmal 

von vorne beginnen musste.  

Ein Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb 

mit nur einem Teilnehmer aufgrund eines technischen Al-

leinstellungsmerkmals sollte nur durchgeführt werden, 

wenn unwiderleglich feststeht, dass tatsächlich nur eine 

Option umsetzbar ist. In diesem Fall empfiehlt sich auch 

eine Ex-Ante-Bekanntmachung, weil ein Vertragsschluss 

dann (aber eben auch nur dann) unaufhebbar zehn Tage 

nach Veröffentlichung der Bekanntmachung erfolgen 

kann. Jedoch ist auf eine korrekte Fristberechnung zu ach-

ten. Das OLG lässt dies hier offen, obwohl das Kranken-

haus den Vertrag eindeutig zu früh geschlossen hat. Die 

10-Tagesfrist beginnt am Tag nach der Veröffentlichung zu 

laufen, endet bei einer Veröffentlichung am 18.06.2024 

folglich am 28.06.2024 um 24 Uhr, sodass der Vertrags-

schluss erst am 29.06.2024 zulässig gewesen wäre.  

Im Rahmen der Ex-Ante-Bekanntmachung empfiehlt es 

sich sprachlich eindeutig darzustellen, dass der öffentliche 

Auftraggeber davon ausgeht, dass ihm die Hände gebun-

den sind und der geplante Vertragsschluss die einzig vor-

handene Option darstellt. Ob auch eine interne Vergabedo-

kumentation der Entscheidung im Streitfall angeführt 

werden kann, hat das OLG hier offengelassen, weil sich 

diese im entschiedenen Fall nicht wesentlich von der ver-

öffentlichten Begründung unterschied. Es verbleibt damit 

ein Risiko, dass Gerichte nur die veröffentlichte Rechtferti-

gung prüfen und andere Umstände nicht betrachten. 

Die Ex-Ante-Bekanntmachung macht die Ex-Post-Bekannt-

machung nicht obsolet; nur letztere verkürzt die Recht-

schutzfrist von sechs Monaten nach Vertragsschluss auf 

30 Tage nach Ex-Post-Bekanntmachung.  

Verlust eines Schadensersatzanspruchs als Spätfolge ei-

ner tolerierten Mischkalkulation  

OLG Celle, Urteil vom 13.08.2025, 14 U 140/23 

Am 09.01.2017 reißt ein Lkw eine Seitenschutzplanke auf 

einer Bundesautobahn ein. Der LKW ist nicht mehr ver-

kehrstüchtig. Der Bund veranlasst als Eigentümer der Bun-

desautobahnen u. a., dass das Fahrzeug geborgen wird 

und dass die Unfallstelle zunächst von der Autobahnmeis-

terei und danach von der R GmbH abgesichert wird. Mit der 

R GmbH bestand ein Rahmenvertrag für Verkehrssiche-

rungsmaßnahmen, den eine zuständige Landesbehörde 

abgeschlossen hatte. Die R GmbH hatte sich in den ihm 

zugehörigen Vergabeverfahren gegen ein weiteres Unter-

nehmen durchgesetzt.  
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Der Bund verlangt Schadensersatz von der Haftpflichtver-

sicherung des Lkw. Diese weigert sich, den Anteil der Kos-

ten zu bezahlen, der aufgrund der Leistungen der R GmbH 

angefallen ist. Diese hatte eine nach den Maßstäben der 

Rahmenvereinbarung korrekte Rechnung von über 

100.000 EUR gestellt.  

Der Bund versucht, diese Summe einzuklagen und schei-

tert in zweiter Instanz. Das OLG ist der Auffassung, dass 

der Bund nicht bewiesen hat, dass die Vergütung der R 

GmbH erforderlich im Sinne des § 249 Abs. 2 Satz 1 BGB 

gewesen ist. Erforderlich zur Schadensbeseitigung seien 

die Kosten, die vom Standpunkt eines verständigen, wirt-

schaftlich denkenden Menschen in der Lage des Geschä-

digten zur Behebung des Schadens zweckmäßig und not-

wendig bzw. angemessen erscheinen.  

Regelmäßig könne ein geschädigter Kläger die Erforder-

lichkeit darlegen, in dem er beglichene Rechnungen von 

zur Schadensbeseitigung beauftragten Unternehmen vor-

legt. Die Erforderlichkeit dieser Kosten würde dann grds. 

angenommen werden, selbst wenn der beklagte Schädiger 

anderer Auffassung ist und die Erforderlichkeit einfach be-

streitet.  

Hier ist die beklagte Versicherung jedoch über ein einfa-

ches Bestreiten hinausgegangen. Sie ließ ein Sachverstän-

digengutachten über die Angemessenheit der Höhe der 

Vergütung der R GmbH erstellen. Sie legte außerdem de-

tailliert dar, warum aus Ihrer Sicht eine unangemessen 

hohe Vergütung vorlag, obwohl sich diese aus einer im Aus-

schreibungsverfahren geschlossenen Rahmenvereinba-

rung ableiten ließ.  

Denn die ausgeschriebene Rahmenvereinbarung litt an er-

heblichen Mängeln, die dazu führten, dass die sich aus ihr 

ergebende Vergütung im entschiedenen Fall nicht mehr als 

wirtschaftlich angesehen werden konnte. Die Preiswertung 

konnte maßgeblich durch die Angabe eines Kalkulations-

mittellohns beeinflusst werden, den die R GmbH mit 14,00 

EUR brutto angab. Nach dem vom Gericht eingeholten 

Sachverständigenrat könne ein solcher Lohn bei Berück-

sichtigung von Sozialabgaben, Wagnis und Gewinn nicht 

unter 30,00 EUR brutto liegen. Der niedriger gewählte Kal-

kulationsmittellohn deutet daher auf eine Mischkalkula-

tion hin. Die R GmbH hatte auch an anderer Stelle im Preis-

blatt sehr hohe Preise angegeben, welche wohl aufgrund 

fehlender Mengenschätzungen keine angemessene Be-

rücksichtigung bei der Preiswertung gefunden hatten 

(1400 EUR pro Stunde für das Vorhalten und Betreiben ei-

nes Fahrzeuggespanns, 980 EUR pro Stunde für ein zu-

sätzliches Zugfahrzeug). Die Rahmenvereinbarung hatte 

einen Gesamtauftragswert, der bei ca. 83.000 EUR, also 

unterhalb der durch einen einzigen Schadensfall hervorge-

rufenen Vergütungsansprüche der R GmbH, lag.  

Aufgrund dieser von der Versicherung dargelegten Tatsa-

chen reichte dem OLG die Vorlage der Rechnung als Be-

weis nicht aus. Weitere Unterlagen, wie beispielsweise 

eine Urkalkulation der R GmbH oder weitere Angaben zu 

den Details des Einsatzes der R GmbH, v. a. der Anzahl der 

eingesetzten Fahrzeuge, machte der Bund trotz Aufforde-

rung des OLG nicht, sodass das Gericht der Auffassung 

war, dass es die Höhe der tatsächlich erforderlichen Kos-

ten nicht mal schätzen könnte und die Klage in vollem Um-

fang zurückwies.  

PRAXISHINWEIS:  

Die Entscheidung ist in jeder Situation beachtlich, in der 

ein öffentlicher Auftraggeber davon ausgeht, dass er Rech-

nungen von Auftragnehmern häufig als Schaden an Dritte 

„weiterreichen“ können wird. Eine solche Konstellation bil-

det keine Grundlage, die es erlauben würde, den Wirt-

schaftlichkeitsgrundsatz zu ignorieren. Genauso wie in den 

meisten Fällen, in denen keine Erstattung je zu erwarten 

ist, liegt es im eigenen Interesse des öffentlichen Auftrag-

gebers, die Preiswertung so auszugestalten, dass tatsäch-

lich eine erwartbare Vergütung gewertet wird und nicht, wie 

hier, größtenteils fiktive Preise miteinander verglichen wer-

den.  

Vergabebeschleunigungsgesetz tritt am 01.07.2026 in 

Kraft  

Am 18.05.2026 wurde das Gesetz zur Beschleunigung der 

Vergabe öffentlicher Aufträge im Bundesgesetzblatt ver-

kündet. Öffentliche Auftraggeber sollten bei Vergaben, die 

nach dem 01.07.2026 veröffentlicht werden, u. a. die fol-

genden Änderungen beachten:  

In § 108 GWB zur öffentlich-öffentlichen Zusammenarbeit 
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(Inhouse und Instate) werden mehrere klarstellende Ände-

rungen aufgenommen. Neu ist, dass Inhouse-Ausnahmen 

jetzt auch in Fällen zur Anwendung kommen sollen, in de-

nen der öffentliche Auftraggeber den Auftragnehmer ge-

meinsam mit den Berufskammern kontrolliert – so ist laut 

der Gesetzesbegründung die Änderung in § 108 Abs. 4 

GWB zu verstehen. 

Zudem wird die Liste mit Bereichen, in denen wesentliche 

Sicherheitsinteressen eine Ausnahme vom Anwendungs-

bereich des GWB-Vergaberechts begründen könne, um 

Grenzschutz, Terrorismusbekämpfung, Nachrichten-

dienste, Verschlüsselung, militärische Infrastruktur, Cyber-

sicherheit und digitale Souveränität erweitert (siehe § 107 

Abs. 2 Satz 3 Nr. 2 GWB neu). 

Künftig gilt außerdem der EU-Schwellenwert für zentrale 

Regierungsbehörden nur noch für das Bundeskanzleramt 

und die Bundesministerien und nicht – wie bisher – für alle 

obersten Bundesbehörden sowie alle oberen Bundesbe-

hörden und vergleichbaren Bundeseinrichtungen (§ 106 

GWB). 

Direktaufträge sind für öffentliche Auftraggeber, die an die 

Bundeshaushaltsordnung gebunden sind, bis zu einem vo-

raussichtlichen Auftragswert von 50.000 EUR möglich. Der 

Wert steht unmittelbar in der Bundeshaushaltsordnung 

(§ 55 BHO neu) und lässt noch eine weitere „Hintertür“ für 

eine höhere Wertgrenze offen („sofern nicht die Natur des 

Geschäfts oder besondere Umstände eine höhere Wert-

grenze rechtfertigen“). Eine UVgO-Änderung soll ebenfalls 

bis Ende Juni vorgeschlagen und dann mit den Ländern ab-

gestimmt werden – abweichende Anwendungen zwischen 

Bund und Ländern sollen vermieden werden (so die Verein-

barung vom 4.12.2025). Der in § 14 UVgO vorgesehene 

Wert für Direktaufträge von 1.000 EUR ist durch abwei-

chende Anwendungsbefehle des Bundes und der Länder 

ohnehin weitestgehend überholt. Inwieweit die Änderung 

der Bundeshaushaltsordnung zwischen allen UVgO-Anwen-

dern geeint wird, bleibt abzuwarten.  

Entsprechend angehoben werden auch die Pflichten zur 

Abfrage des Wettbewerbsregisters (erst ab 50.000 EUR, 

§ 6 Abs. 1 Satz 1 Wettbewerbsregistergesetz neu) und zur 

Pflicht der Meldung zur Vergabestatistik (ebenfalls erst ab 

50.000 EUR, § 2 Abs. 2 Satz 2 Vergabestatistikverordnung 

neu).  

Größere Spielräume entstehen für Direktaufträge bei Per-

sonennahverkehrsdiensten. Der bisher durch nationales 

Recht gesperrte Art. 5 Abs. 4 VO (EG) 1370/2007 kommt 

zur Anwendung. Aufträge, die die Erbringung von ÖPNV 

zum Gegenstand haben, dürfen bis zu einer Fahrleistung 

von 300.000 km (Schiene: 500.000 km) und einem Auf-

tragswert von 1 Mio. EUR (Schiene: 7,5 Mio. EUR) direkt 

vergeben werden (§ 131 Abs. 1 Satz 2 GWB neu).  

Unterhalb der Schwelle wird die Möglichkeit geschaffen, 

die Regelungen zur Verfahrenswahl zu liberalisieren. Durch 

eine Änderung des § 30 HGrG wird die Verhandlungsver-

gabe und die Freihändige Vergabe mit Teilnahmewettbe-

werb mit der öffentlichen Ausschreibung und der Be-

schränkten Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb auf 

eine Stufe gestellt. Außerdem wird in Gesetz und Gesetzes-

begründung die Einführung der „Verhandlungsvergabe mit 

Bekanntmachung“ vorbereitet. Das Verfahren war bereits 

von der Ampel-Koalition im Rahmen der mit dem Verga-

betransformationsgesetz geplanten UVgO-Reform vorgese-

hen, konnte von ihr jedoch nicht mehr umgesetzt werden. 

Es handelt sich um ein einstufiges Verfahren ohne Ver-

handlungsverbot. Die genaue Ausgestaltung der Verfah-

renswahl und der Verfahrensarten wird insbesondere von 

der noch kommenden Änderung der UVgO abhängen.  

Dem Grundsatz der Losvergabe wird der neue § 97a GWB 

gewidmet. Bis Ende 2030 ist dieser Grundsatz für verteidi-

gungs- oder sicherheitsspezifische öffentliche Aufträge 

vollständig ausgesetzt (§ 147 Abs. 2 GWB neu). Für Be-

darfe der Bundeswehr oder Bedarfe der Streitkräfte ande-

rer EU-Mitgliedstaaten ist der Losgrundsatz ohnehin schon 

bis 31.12.2035 durch das Bundeswehrbeschaffungsbe-

schleunigungsgesetz ausgesetzt (§ 1, § 8, § 20 BwBBG).  

Künftig können außerdem Gesamtvergaben bei bestimm-

ten Infrastrukturvorhaben auch gerechtfertigt sein, wenn 

zeitliche Gründe dies erfordern. Die Anwendbarkeit dieses 

neuen Rechtfertigungsgrunds ist jedoch auf Infrastruktur-

vorhaben begrenzt, deren Auftragswert das doppelte der 

Schwellenwerte überschreitet und die entweder aus dem 

Sondervermögen Infrastruktur und Klimaneutralität finan-

ziert werden oder Eisenbahninfrastruktur, Bundesfernstra-

https://bmds.bund.de/fileadmin/BMDS/Dokumente/2025-12-04-mpk-staatsmodernisierung-data_CDR.pdf
https://bmds.bund.de/fileadmin/BMDS/Dokumente/2025-12-04-mpk-staatsmodernisierung-data_CDR.pdf
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ßen, Bundeswasserstraßen oder Flugplätze zum Gegen-

stand haben. Nach der Gesetzesbegründung sind v. a. Nut-

zungseinschränkungen ein Umstand, der eine Dringlich-

keit auslösen kann, welcher zur Gesamtvergabe aus 

zeitlichen Gründen rechtfertigen kann. In der Gesetzesbe-

gründung ist außerdem ausgeführt, dass die zeitlichen 

Gründe nicht selbstverschuldet sein dürfen.  

Die Auswirkungen des neuen Rechtfertigungsgrundes 

müssen von der Bundesregierung evaluiert werden und 

dem Bundestag muss bis Ende September 2027 darüber 

Bericht erstattet werden. 

In Leistungsbeschreibungen soll der Auftragsgegenstand 

immer noch eindeutig, aber nicht mehr erschöpfend be-

schrieben werden müssen (§ 121 Abs. 1 GWB). Nach der 

Gesetzesbegründung ist Eindeutigkeit gegeben, wenn die 

Voraussetzungen dafür geschaffen werden, dass die Ange-

bote vergleichbar sind, d. h. wenn Unternehmen die Leis-

tungsbeschreibung im gleichen Sinne verstehen. Auch 

müssen Unternehmen für eine Angebotskalkulation ausrei-

chende Informationen erhalten – darüber hinaus soll keine 

Informationspflicht mehr bestehen. So soll nach der Geset-

zesbegründung sowohl der Aufwand beim Auftraggeber für 

die Erstellung der Leistungsbeschreibung als auch der Auf-

wand der Unternehmen bei dessen Rezeption vermindert 

werden.  

In der Bekanntmachung soll es künftig ausreichend sein, 

nur genau darzustellen, an welchen Stellen in den Verga-

beunterlagen die Eignungskriterien aufgeführt und erläu-

tert sind, ohne sie in der Bekanntmachung selbst zu erläu-

tern (§ 122 Abs. 4 GWB neu). Nach der Rechtsprechung 

konnte dieses Vorgehen bisher zur Rückversetzung auf 

den Zeitpunkt vor Bekanntmachung führen.  

Die Nachforderung wird in der VgV neu geregelt. Ausge-

schlossen bleibt die Nachforderung von leistungsbezoge-

nen Unterlagen, die die Wirtschaftlichkeitsbewertung der 

Angebote anhand der Zuschlagskriterien betreffen. An-

sonsten können unter Einhaltung der Grundsätze der 

Transparenz und Gleichbehandlung jedwede fehlenden 

Unterlagen nachgefordert und die Ergänzung, Erläuterung, 

Vervollständigung und Korrektur von jedweden unvollstän-

digen oder fehlerhaften Unterlagen ermöglicht werden 

(§ 56 Abs. 2 Satz 1 VgV neu). So wird die Korrektur von 

leistungsbezogenen Unterlagen, die nicht die Wirtschaft-

lichkeitsbewertung der Angebote anhand von Zuschlags-

kriterien betreffen, möglich – das hatte der Wortlaut bisher 

ausgeschlossen. 

Weitere VgV-Änderungen: Öffentliche Auftraggeber müs-

sen künftig aktiv entscheiden, ob sie Nebenangebote zu-

lassen oder nicht – die Vermutungsregel, dass im Zweifel 

keine Nebenangebote zugelassen sind, wird aufgehoben 

(§ 35 Abs. 1 VgV). Das Vier-Augen-Prinzip bei der Angebots-

öffnung wird für die meisten, nämlich für alle elektronisch 

eingereichten Angebote, abgeschafft (§ 55 Abs. 2 Satz 3 

VgV neu).  

Das Nachprüfungsverfahren soll ebenfalls beschleunigt 

werden. Nachprüfungsverfahren sollen vornehmlich in 

Textform geführt werden, die Einsicht in die Vergabeakte 

soll ebenfalls elektronisch gewährt werden (§ 158 Abs. 3 

GWB neu, § 165 Abs. 1 GWB neu). Die Vergabekammern 

können nach Lage der Akten entscheiden, wenn die Sache 

keine besonderen Schwierigkeiten aufweist – bisher war 

eine offensichtliche Unbegründetheit oder eine Unzulässig-

keit erforderlich (§ 166 Abs. 1 Satz 3 GWB neu). Sofern 

doch noch eine mündliche Verhandlung durchgeführt wer-

den soll, soll diese als Videoverhandlung durchgeführt wer-

den können (§ 166 Abs. 3 GWB neu). Schließlich wird ein 

Anreiz für Nachprüfungsantragssteller geschaffen, keine 

sofortigen Beschwerden mehr einzulegen, weil diese keine 

aufschiebende Wirkung gegenüber Entscheidungen der 

Vergabekammern mehr haben (§ 173 Abs. 1 GWB neu). 

PRAXISHINWEIS:  

Erwin Teufel pflegte zu sagen, Kurt Schumacher habe ge-

sagt: „Politik beginnt mit der Betrachtung der Wirklichkeit“. 

Die Reform ist ein Potpourri an kleinen Änderungen, die die 

Wirklichkeit gut erfassen und öffentlichen Auftraggebern 

das Leben leichter machen und kleinen Änderungen, die 

an der Wirklichkeit weit vorbeigehen. Der große Wurf ist 

nicht dabei. Alle am Vergaberecht Interessierten sollten 

das auf EU-Ebene alsbald beginnende Gesetzgebungsver-

fahren zum „EU Public Procurement Act“ im Blick behalten.  

Es geht an der Wirklichkeit vorbei davon auszugehen, dass 

Leistungsbeschreibungen zu ausführlich geraten sind, weil 

das Gesetz bisher zur Erstellung von erschöpfenden Leis-

tungsbeschreibungen aufgefordert hat. Die funktionale 
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Leistungsbeschreibung ist und war als Gestaltungsoption 

stets verfügbar – sie wurde nicht deshalb nicht gewählt, 

weil Zweifel über die Zulässigkeit bestanden. Öffentliche 

Auftraggeber sollten (auch in Zukunft) stets zwischen wich-

tigen und unwichtigen Leistungsbeschreibungsinhalten 

unterscheiden und die unwichtigen im Zweifel weglassen. 

Beispiele aus der Praxis, in der stattdessen wichtige In-

halte ungeregelt blieben, sind zahlreich bekannt. Das führt 

zu Bieterfragen, die verzögern können und zu notwendigen 

Vertragsänderungen bei der Ausführung, die nicht immer 

zulässig sind. Die Gesetzesbegründung ignoriert diese 

Problematiken, geht stattdessen davon aus, dass Unter-

nehmen und Auftraggeber Zeit bei der Erstellung oder der 

Lektüre des zwischen ihnen im Falle eines Zuschlags gel-

tenden Vertrags (denn hierzu gehört die Leistungsbe-

schreibung) sparen können. Es bleibt zu hoffen, dass dies 

in Zukunft nicht noch häufiger zur Feststellung führt, dass 

man nach Zuschlag in relevanten Teilen überhaupt nicht 

weiß, was gilt. Auch das ist schon zu genüge passiert.  

Die Aufhebung der aufschiebenden Wirkung von sofortigen 

Beschwerden wird kaum beschleunigende Wirkung haben, 

weil nur wenige Vergabeverfahren diese Eskalationsstufe 

erreichen und Zuschläge in diesen Fällen aus Angst vor 

Schadensersatzansprüchen ohnehin nicht erteilt werden. 

Wie weiter oben dargestellt, ergeben sich auch verfas-

sungsrechtliche Bedenken. Sinnvoll sind wiederum alle die 

Nachprüfungsverfahrensgestaltung betreffenden Ände-

rungen. 

Nicht beschleunigend, aber dennoch im Sinne einer wirk-

lichkeitsnahen und verständlicheren Rechtsordnung be-

grüßenswert ist die Abschaffung des Vier-Augen-Prinzips 

bei der Angebotsöffnung, die Regelung zu detaillierten Eig-

nungskriterien nur in den Vergabeunterlagen und die Neu-

regelung zu Nachforderungen. Dafür wird öffentlichen Auf-

traggebern mit der Vorgabe, sich klar gegen oder für 

Nebenangebote zu bekennen, ein Bein gestellt – was gilt, 

wenn die Festlegung vergessen wird und ein Nebenange-

bot eingeht, jetzt da die Zweifelsregelung entfallen ist?  

Bei den weiteren Änderungen wird das kommende Unter-

schwellenvergaberecht bzw. die nähere Bestimmung 

durch die Rechtsprechung noch zeigen, welche Beschleu-

nigungseffekte sich erzielen lassen. Offen ist auch, wel-

chen Schaden die wirtschaftliche und nicht-diskriminie-

rende Beschaffung in den Bereichen nimmt, in denen das 

Vergaberecht (faktisch oder größtenteils) unangewendet 

bleibt.  

EU-Kommission veröffentlicht Vorschlag für CADA 

Am 03.06.2026 hat die Kommission einen Verordnungs-

vorschlag für den „Cloud and AI Development Act“ (CADA) 

veröffentlicht. Der CADA ist Teil des AI Continent Action 

Plans und des Tech Sovereignty Package der Europäischen 

Kommission, mit dem die EU ihre globale Wettbewerbsfä-

higkeit und technologische Führungsrolle im Bereich der 

Künstlichen Intelligenz sowie ihre digitale Autonomie stär-

ken möchte.  

Erreicht werden soll u. a. der Ausbau europäischer KI- und 

Recheninfrastrukturen. Der CADA soll hierfür geeignete 

Rahmenbedingungen für Investitionen in Cloud- und Re-

chenzentrumskapazitäten schaffen. Der Vorschlag stellt 

eine Reaktion auf die Entwicklungen der letzten Jahre, ins-

besondere die erheblich gestiegene Relevanz von Cloud-

Technologien sowie künstlicher Intelligenz für die Wirt-

schaft und die Gesellschaft, dar. Mittels des Vorschlags 

soll die europäische Wirtschaft, Souveränität, Resilienz 

und Wettbewerbsfähigkeit gestärkt werden 

Der Cloud and AI Development Act hat vier Kernziele: 

1. Sowohl die Rechenkapazität als auch die in der EU ent-

wickelte und eingesetzte KI durch innovative sowie nach-

haltige Cloud- und KI-Technologien sollen erhöht bzw. ge-

stärkt werden.  

2. Attraktive Bedingungen für den Einsatz nachhaltiger und 

innovativer Rechenkapazität in der gesamten Union sollen 

sichergestellt werden.  

3. Bedenken hinsichtlich der Datensouveränität und der 

Betriebskontinuität von Cloud und KI sollen angesprochen 

werden.  

4. Die öffentliche Ordnung soll geschützt werden, indem 

die Bereitstellung von Cloud-Computing-Diensten – insbe-

sondere im öffentlichen Sektor – widerstandsfähiger ge-

macht wird. 

Besonders hervorzuheben ist ein zentraler Aspekt des 3. 

https://ec.europa.eu/newsroom/dae/redirection/document/114523
https://ec.europa.eu/newsroom/dae/redirection/document/114523
https://digital-strategy.ec.europa.eu/en/policies/eu-tech-sovereignty
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Kernziels. Konkret ist unionsweit ein Cloud-Souveränitäts-

rahmen in Art. 16 des Vorschlags vorgesehen. So sollen Ri-

siken reduziert werden, die sich aus der Abhängigkeit von 

Anbietern ergeben, die der Rechtsordnung von Drittstaa-

ten unterliegen. Insbesondere sollen ungewollte Zugriffe 

auf Daten sowie externe Einflussmöglichkeiten auf den Be-

trieb kritischer Cloud-Dienste begrenzt werden. Gerade die 

unzureichenden Rechenzentrumskapazitäten und die da-

mit verbundene Abhängigkeit von Anbietern aus Nicht-EU-

Ländern werden als eine ernstzunehmende Bedrohung für 

die Fähigkeit der EU betrachtet, von der stattfindenden di-

gitalen Transformation zu profitieren. So kontrollierten 

nach Schätzungen der Kommission allein drei Anbieter 

etwa 70 % des europäischen Cloud-Marktes, während der 

europäische Anteil seit 2017 weiter gefallen ist.  

Die Verordnung definiert Stufen für Cloud-Dienste von 1 bis 

4 in Anhang II der Verordnung. Während Stufe 1 nur grund-

legende Anforderungen stellt, sieht Stufe 4 die höchsten 

Anforderungen vor.  

Stufe 1: Daten werden in einer Infrastruktur innerhalb der 

Union verarbeitet und gespeichert. 

Stufe 2: Anbieter müssen ihre Unabhängigkeit von Dritt-

staaten sowie Transparenz hinsichtlich ihrer Software-Lie-

ferkette nachweisen. 

Stufe 3: Anbieter unterlagen nicht der Kontrolle eines Dritt-

staates oder von juristischen Personen in einem Drittstaat 

und erfüllen weitere Kriterien, beispielsweise hinsichtlich 

der Staatsangehörigkeit und Sicherheitsfreigaben ihrer 

Mitarbeitenden. Die Kommission kann Anbieter aus Dritt-

staaten anerkennen. 

Stufe 4: Anbieter verfügen über vollständige Transparenz 

und Kontrolle über ihre Software-Lieferkette und unterlie-

gen keiner Einmischung durch einen Drittstaat.  

Der Entwurf sieht verpflichtende Risikobewertungen so-

wohl für öffentliche Stellen der EU als auch der Mitglied-

staaten vor, zumindest für jene kritischen Bereiche, die un-

ter die NIS2-Richtlinie fallen. Diese müssen einen Anbieter 

wählen, der mindestens über eine EU-

Vertrauenswürdigkeit der Stufe 2 verfügt. Die EU-

Kommission soll auch die Kompetenz bekommen, von öf-

fentlichen Stellen in bestimmten Fällen eine Migration in-

nerhalb von höchstens 12 Monaten zu einer angemesse-

nen (höheren) Stufe zu verlangen. Private Unternehmen in 

besonders kritischen Sektoren sollen ebenfalls zu einer Ri-

sikobewertung und Wahl eines angemessenen Niveaus an 

EU-Vertrauenswürdigkeit verpflichtet werden können. Öf-

fentliche Auftraggeber, die Cloud und KILeistungen be-

schaffen, sollen zudem verpflichtet sein, den „Mehrwert 

für die EU“ als Zuschlagskriterium zu berücksichtigen.    

PRAXISHINWEIS:  

Auch wenn es sich derzeit lediglich um einen Vorschlag 

handelt und im weiteren Gesetzgebungsverfahren noch 

Änderungen zu erwarten sind, werden sowohl öffentliche 

Auftraggeber von Cloud- und KI-Vergaben als auch die da-

von betroffenen Anbieter die weitere Entwicklung aufmerk-

sam verfolgen müssen. 
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